
gehört schließlich die Form und die Möglichkeit der ge­
sellschaftlichen Arbeit zur Beilegung von Streitigkeiten 
im Privatklageverfahren, aber auch die gesellschaftliche 
Arbeit in den Massenorganisationen, die Mitwirkung 
bei der Auswertung von Urteilen, auch in erweiterter 
Öffentlichkeit, die Teilnahme auch an Maßnahmen 
gesellschaftlicher Erziehung bei bedingter Verurteilung 
oder nach völliger bzw. teilweiser Strafverbüßung u. a.

Im vorstehenden Beitrag, der die Diskussion über 
eine sozialistische Konzeption für die Rechtsanwalt­
schaft weiterführt, wird der Arbeitsstil des Verteidigers 
lediglich gestreift. Wir hoffen daher, daß sich sowohl 
zu dieser wichtigen Teilfrage der anwaltlichen Tätig­
keit wie auch zu anderen einschlägigen Problemen noch 
zahlreiche Vertreter der Rechtsanwaltschaft äußern 
werden. D. Red.

R e c h t  u n d  J u s t i z  i n  d e r  B u n d e s r e p u b l i k

Die Verbrechen der Blutrichter verjähren nicht!
Von CARLOS FOTH, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Die Beseitigung der Überreste des zweiten Weltkrieges 
und die Schaffung einer parlamentarisch-demokratischen 
Ordnung in Westdeutschland erfordert die unverzügliche 
Entfernung aller faschistischen Blutrichter und Staats­
anwälte aus dem westzonalen Justizapparat. Ungeachtet 
des weltweiten Protestes gegen das Weiteramtieren 
dieser Blutjuristen Hitlers, hat der Bundestag am 
24. Mai 1960 einen Beschluß gefaßt, wonach die von den 
Blutjuristen Hitlers begangenen Verbrechen als verjährt 
gelten sollen.

Als offenbar wurde, daß die Bonner Regierung unter 
Verletzung des Völkerrechts in wachsendem Maße ehe­
mals führende und stärkstens belastete Faschisten in 
leitende Staats- und Justizfunktionen einsetzte, hat sich 
die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
sofort an die deutsche und internationale Öffentlichkeit 
gewandt. Sie hat seitdeiji laufend durch den Ausschuß 
für Deutsche Einheit dokumentarisches Material über 
ehemalige NS-Richter und -Staatsanwälte, die in West­
deutschland wieder amtieren, veröffentlicht.

In einem der westdeutschen Zeitschrift „Die Kultur“ 
gewährten Interview sagte der Generalstaatsanwalt der 
DDR hierzu:

„Auf die seit vier Jahren ständig erweiterten und 
allen verantwortlichen Stellen der Bundesrepublik zur 
Verfügung gestellten Dokumentationen hat die 
Bundesregierung trotz Anfragen im englischen Unter­
haus bis heute überhaupt nicht reagiert. Jede Ein­
sichtnahme in die Dokumente wurde von ihr abge­
lehnt. Erst Ende 1959 angesichts des angewachsenen 
Drucks der deutschen und internationalen Öffentlich­
keit ließ der Justizminister des Landes Baden-Württem­
berg, Herr Dr. H a u s m a n n ,  verlauten, daß die 
Landesjustizmdnister gegen die beschuldigten ehemali­
gen NS-Richter und -Staatsanwälte Vorgehen werden, 
wenn entsprechendes Beweismaterial über den 
Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik zu erhalten sei. Daraufhin habe ich mich 
sofort an alle Landesjustizminister gewandt und 
ihnen angeboten, die hier zur Verfügung stehenden 
Originaldokumente einzusehen und auszuwerten. Auf 
dieses Angebot habe ich jedoch keine Antwort er­
halten. Statt dessen haben einige nachgeordnete 
Staatsanwälte in einzelnen Fällen einzelne Unter­
lagen, zum Teil ohne Aktenzeichen oder Namens­
nennung, erbeten. In all diesen Fällen wurde sofort 
reagiert, das entsprechende Beweismaterial bereitge­
stellt und übermittelt.“!
In diesen wenigen Wochen, seit die nachgeordneten 

Landesbehörden erstmals zu reagieren begannenia, ver-

i Interview des Generalstaatsanwalts der DDR in: Die Kul­
tur, München 11960, Nr. 150, S. 7.

la Die Welt vom 4. Juni 1960 meldete, daß allein der hessische 
Generalstaatsanwalt 126 Ermittlungsverfahren gegen belastete 
NS-Richter eingeleitet hat.

suchten Bonner Stellen die empörte deutsche und inter­
nationale Öffentlichkeit dadurch zu beschwichtigen, 
daß sie von einer kommunistischen Verleumdungs- und 
Propagandakampagne gegenüber der Bundesrepublik 
sprachen.2 In diesem Sinne schrieb auch der Bundes­
justizminister Dr. S c h ä f f e r  an die „Times“, um 
der in dieser Zeitung zum Ausdruck gekommenen 
Empörung über die Wiederverwendung der Blutrichter 
Hitlers entgegenzuwirken. In derselben Zeitung und an 
derselben Stelle mußte sich Schäffer jedoch kurze Zeit 
später vom Generalstaatsanwalt der DDR korrigieren 
lassen3. Auch die zahlreichen westdeutschen und ameri­
kanischen Pressevertreter mußten sich auf einer Presse­
konferenz, die im Anschluß an die erste Übergabe von 
Beweisdokumenten im Justizministerium in Stuttgart 
und in der Generalbundesanwaltschaft in Karlsruhe 
Ende Februar dieses Jahres stattfand, von den Beauf­
tragten des Generalstaatsanwalts der Deutschen Demo­
kratischen Republik belehren lassen, daß es sich hier 
nicht um eine ungerechtfertigte Propaganda der DDR. 
sondern um eine völkerrechtswidrige und somit unge­
rechtfertigte Wiederverwendung der auf das schwerste 
belasteten Blutrichter Hitlers durch den Adenauer- 
Staat handelt.

Die Adenauer-Regierung hingegen versuchte weiter­
hin der Weltöffentlichkeit vorzulügen, daß es sich um 
nicht beweiskräftiges Propagandamaterial handele, ob­
wohl sie das Material gar nicht gesehen hatte.

Als dann bekannt wurde, daß selbst Bundesanwalt 
L o e s d a u bei der Übernahme der Dokumente in 
Karlsruhe die Beweiskraft der Dokumente bestätigt und 
sich über diese ihm so zur Kenntnis gelangten empören­
den Jiustizverbrechen stark erschüttert gezeigt hatte, 
und als weiter bekannt wurde, daß der Generalstaats­
anwalt in Stuttgart sich schriftlich beim, Generalstaats­
anwalt der DDR für die überbrachten Beweds- 
materialien bedankt und weiteres umfangreiches 
Material angefordert hatte, erkannte man in Bonn jedoch 
sehr schnell, daß die Behauptung von der ungerecht­
fertigten Propaganda und dem wertlosen Propaganda­
material allein die Blutrichter Hitlers nicht retten 
kann. Man berief zum 8. April 1960 die Länderkonfe­
renz der Justizminister ein, um durch Justizminister 
Schäffer mit der unhaltbaren These von der am 8. Mai 
eintretenden Verjährung aller NS-Verbrechen außer 
Mord ein weiteres Vorgehen gegen die beschuldigten 
Sonderrichter Hitlers abzustoppen, da es sich bei ihren 
Verbrechen angeblich äußerstenfalls um Totschlag 
handele.

Dieser Konferenz wurde durch Beauftragte des 
Generalstaatsanwalts der Deutschen Demokratischen 
Republik neben weiterem umfangreichem Beweis-

2 so z. B. der Fraktionsvorsitzende der CDU, Rasner, im 
Bundestag am 6. April I960.

3 The Times vom 1. April 1960, S. 13.
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